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Keine Abkopplung der Beamtinnen und Beamten Besoldung 2006

GdP fordert Übernahme des Tarifergebnisses für Landesbeamte/Innen.

Mit Abschluss des neuen Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) am 09.02.05, erhob sowohl GdP als auch DGB die Forderung zur zeit- und wirkungsgleichen Übertragung auf den Beamtenbereich.

Danach spalteten sich die Arbeitgeberlager: Während Bund und Kommunen den TVöD unterzeichneten und dessen Inhalte auf ihre Beamtenschaft übertrugen, versuchten die in der TdL verbliebenen Länder ein eigenes Lohndiktat durchzusetzen.

Ausfluss des hierdurch ausgelösten Arbeitskampfes, ist der am 19.05.06 vereinbarte Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L).

Hier vermehrten sich Fragen, warum in diesem Falle bisher keine Forderung nach zeit- und wirkungsgleicher Übernahme durch die Gewerkschaft der Polizei erfolgte.

Dies hatte rein sachliche und rechtliche Gründe: Es handelt sich hier um einen Tarifabschluss mit der TdL für den öffentlichen Dienst der Länder. Die Länder können besoldungsrechtlich für ihre Beamtinnen und Beamten nicht tätig werden, so dass sich eine entsprechende Forderung an den falschen Adressaten richtet.

Die Regelung von Einmalzahlungen und Besoldungserhöhungen muss nach geltendem Recht bundesgesetzlich geregelt werden. Lediglich die Zahlung von Urlaubs- und Weihnachtsgeld ist durch die sog. Öffnungsklausel auf die Länder heruntergebrochen worden.

Somit stehen wir einerseits vor der Situation, dass nach beschlossener Föderalismusreform Bundesregierung und Bundestag nicht bereit sein werden, gesetzliche Regelungen zu schaffen, die die Länder belasten; andererseits können die Länder mangels rechtlicher Grundlage nicht aktiv werden, selbst wenn sie wollten.

Dies kann und darf jedoch nicht dazu führen, dass die Beamtinnen und Beamte schlicht "übersehen" werden und somit erneut von der Einkommensentwicklung abgekoppelt und zu einem weiteren Sonderopfer herangezogen werden.

Vor diesem Hintergrund haben wir den Ministerpräsidenten sowie den Innen- und Finanzminister angeschrieben und die Forderung erhoben, die wesentlichen Inhalte des abgeschlossenen Tarifvertrages zu übernehmen.

Hierzu gehören insbesondere die Angleichung der Arbeitszeitregelung auf das Niveau der Tarifbeschäftigten, die Regelung einer Sonderzahlung unter Zusammenfassung von Weihnachts- und Urlaubsgeld, die Gewährung von Einmalzahlungen und die lineare Erhöhung der Bezüge um 2,9 % zum 01.01.2008 entsprechend dem Tarifergebnis.

Wir alle sind gefordert, für die Durchsetzung dieser berechtigten Forderungen "Flagge" zu zeigen. 

Frank Richter, GdP-Vorsitzender 

Interessantes aus dem Blätterwald

(auszugsweise)

      Die Rentenkassen sind wieder gut gefüllt.

Die gesetzlichen Rentenkassen schwimmen nach dem Beitragseinbruch im vergangenen Jahr geradezu im Geld. In den ersten 6 Monaten verbuchten sie durch zusätzliche Pflichtbeiträge ein Einnahmeplus von rd. Zehn Milliarden oder gut 14%. Die Rentenschätzer schließen nicht einmal aus, dass der Beitrag 2007 nicht so stark erhöht werden muss, wie angekündigt. Anfang 2007 ist eine Anhebung des Rentenbeitrag von 19,5 auf 19,9 % geplant. Bei guter Konjunktur würde auch eine Erhöhung auf 19,7% ausreichen, hieß es. Entlastet werden die Rentenkassen auch durch den vorgezogenen Auszahlungstermin für die Sozialbeiträge.

                                                                                                                                                                                                                           Quelle: Bild 

      Der Solidaritätszuschlag ist rechtens.

      Der Bundesfinanzhof sieht keinen Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des Solidaritätszuschlags. Das hat das oberste Steuergericht in einer veröffentlichten Entscheidung klargestellt. (Az.: VII B 324/05). Damit wurde von den Richtern eine Beschwerde aus NRW. Abgewiesen. Nach Ansicht des BFH-Senats handelt es sich um eine steuerliche Ergänzungsabgabe, die auch ohne zeitliche Befristung zulässig sei. Zuvor hatte auch schon das FG-Münster eine Klage gegen den „Soli“ abgewiesen. 

                                                                                                                                                                                                                                    Quelle: MV

      Minister will Autofahrer testen

       Sachsen-Anhalts Verkehrsminister Karl-Heinz Daehre (62, CDU) fordert einen bundesweiten „Fahrtauglichkeitstest“ für ältere Autofahrer. „Ab einem gewissen Altersollen alle Fahrer und Fahrerinnen ihr Tauglichkeit regelmäßig überprüfen lassen.“, sagte er der „Welt“. Die Altersgrenze sollten Bund und Länder möglichst schnell festlegen. Der bundesweit einheitliche Test müsse Reaktionsfähigkeit, Hör- und Sehvermögen kontrollieren, so Daehre.

                                                                                                                                                                                                                                     Quelle: Bild       

      Anm.: 

      Hat der 62-jährige seinen Führerschein wegen dieser Altersgebrechen schon abgegeben? Oder wittert D. hier evtl. schon wieder eine neue Einnahmenquelle bei den Kraftfahrern mit Hilfe eines Tests ?

      !!  Termin nicht vergessen

              Donnerstag, 30.11.06
             Mitgliederversammlung der GdP-Steinfurt in Emsdetten, vermutlich „Stroetmanns Fabrik“.

                         Der GdP-Landesvorsitzende Frank Richter hat sein Kommen zugesagt.

          Nähere Informationen zu beiden Veranstaltungen folgen……  

              Euer
Ansprechpartner für Senioren

-Jo. Paschke-

Ein „Muss“ zur Solidarität. 

Wir Senioren sind nur gemeinsam stark

und lassen uns nichts mehr vormachen.
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